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AMAGASAKI/JAPAN - Beim schwersten 
Zugunglück in Japan seit vier Jahrzehnten 
sind am Montag mindestens 57 Menschen 
ums Leben gekommen und mehr als 440 
verletzt worden. Der vollbesetzte Pendler
zug entgleiste in einer Kurve in der Stadt 
Amagasaki und stürzte in einen neunstöcki-
gen Wohnblock. Die Behörden prüften, ob 
der unerfahrene Lokführer mit Überhöhter 
Geschwindigkeit in die Kurve gefahren war. 

(AP) 

Syrien vor sndgiHHgoni 
Abzug aus dem Ubanon 
BEIRUT - Nach fast 30 Jahren Präsenz im 
Libanon hat Syrien am Montag seine Ge
heimdienstzentrale im Nachbarland aufge
löst. Agenten in Zivil und Uniform verliessen 
den Gebäudekomplex in der Stadt Andschar 
in der ostlibanesischen Bekaa-Ebene. Wie 
ein Korrespondent der Nachrichtenagentur 
AFP weiter beobachtete, wurde über dem 
Hauptgebäude eine libanesische Flagge ge-
hisst. Damit leitete die frühere Ordnungs
macht die letzten Schritte vor dem endgülti
gen Abzug ihrer Truppen und Geheimdienst
mitarbeiter aus dem Libanon ein. Der Abzug 
soll am Dienstag mit einer Feierstunde besie
gelt werden. (sda/reuters/afp/dpa) 

ANZEIGE 

Konzortabo-|etrt beziehen M m  
UechteneteinerVoliceblett 
Konzertabo 120 Franken 

1*0 Franken 
f i < j f: 11 (• i i m i  1 •  , i! •, 

A I' i!; 11 i i' • i >! 
V< i • / i, (| \ !; i (• i >. i • i, 

Fischer verantwortlich 
Deutscher Aussenminister lehnt Rücktritt wegen Visa-Problemen ab  

BERUH - Der dwtsdw Aasmt-
•Mslar Jaschka Rtcter hat al-

iHT nMllii IM HR Mfflf an m 
nacht wuntan. 
So bekannte sich der Aussenminis
ter am Montag zur Lockerung der 
Visa-Vergabe im März 2000. Da
mals habe man «ein weltoffeneres, 
liberaleres Deutschland» ange
strebt. Dabei sei aber nur festgelegt 
worden, dass nach sorgfältiger Prü
fung der Anträge der Ermessens-
spielraum genutzt werden sollte. 

Fischer unterstrich in einer mehr 
als zweistündigen einführenden Er
klärung, damals sei es nicht um den 
Standpunkt seiner grünen Partei ge
gangen. «Die Grünen waren dort, 
weiss Gott, nicht beteiligt.» Viel
mehr habe es eine «volle Kontinu
ität» mit der früheren Mitte-Rechts-
Regierung Helmut Koh|s gegeben. 

Er wolle damit nichts entschuldi
gen, aber es dUrfe kein doppelter 
Massstab angewendet werden. «Es 
war richtig, die Grenzen aufzuma
chen.» Dies habe auch zu den poli
tischen Veränderungen in Mittel-
und Osteuropa beigetragen. 
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Die grossen Probleme seien nicht 
durch den Erlass vom März 2000 

ausgelöst worden, sondern durch je
nen im Oktober 1999. Dieser habe 
«fatale Konsequenzen» für illegale 
Einreisen gehabt. Er habe diesen 
Erlass nicht gekannt. Der Vorgang 
falle aber in seine Verantwortung. 

Zwar habe er im Jahr 2000 von 
Missständen in Kiew erfahren, die
se damals aber nur als ein «Perso
nal- und Managementproblem» ein
gestuft. Berichte Uber kriminelle 
Vorfälle in Kiew «erreichten mich 
nach meinen Erinnerungen nicht», 
unterstrich Fischer. Dennoch hätte 

er «früher informiert werden und 
früher eingreifen müssen». Er 
sprach daher von einem «Steue
rungsversagen durch den Minister». 

Auf Fragen des Ausschusses 
musste er mehrfach einräumen, dass 
er sich an konkrete Abläufe nicht 
mehr erinnern könne. Er wisse auch 
nicht, wie Differenzen mit Innenmi
nister Otto Schily Uber die Zulässig-
keit der geänderten Visa-Regeln 
aufgeräumt worden seien. Er gehe 
aber davon aus, dass nicht im Kabi
nett darüber gesprochen wurde. 

Zu Beginn seiner Eingangs-
Erklärung warf Fischer der CDU/ 
CSU-Opposition eine «unerträgli
che Skandalisierung» des Visa-
Streits vor. Die Vorwürfe, dass die 
Probleme bei der Visa-Vergabe zur 
Förderung von Schwarzarbeit und 
Zwangsprostitution beigetragen 
hätten, seien «eine schlichte Pro
paganda-These» der Opposition. 
Es sei «infam», aus Einzelfällen 
einen Vorwurf an die Adresse von 
Rot-Grün zu machen. 

(sda/dpa/afp) 

«Rückkehr nach Europa» 
Bulgarien und Rumänien unterzeichnen Beitrittsverträge 

LUXEMBURG - Ms «IWckkaiir 
nach Eurapa» habtn Bulgarian 
and  Hwalnlea aai Meatag die 
Unterzeichnung der Vsrfrlge 
übsr einen Beitritt zur Eurepli-
tchen Haien zum 1. Januar 2007 

in 
•inani Festakt in Unambarg 

«Bulgarien kehrt politisch in die 
Familie der europäischen Nationen 
zurück, zu der es immer gehörte», 
sagte der bulgarische Ministerprä
sident Simeon Sakskoburggotski 
bei der Zeremonie in der Luxem
burger Abtei Neumünster. 

«Für uns ist die EU-Mitglied
schaft die Erfüllung eines Traums, 
der älter als ein halbes Jahrhundert la 
ist», sagte Rumäniens Präsident 

Traian Basescu. Beide Länder hät
ten sich in sehr kurzer Zeit auf die 
für 2007 geplante Mitgliedschaft 
in der EU vorbereitet, lobte Lu
xemburgs Ministerpräsident Jean-
Claude Juncker für die EU-Rats
präsidentschaft. EU-Kommissions
präsident Josl Manuel Barroso si
cherte den künftigen Mitgliedern 
die Hilfe der EU für die nötigen 
Reformen zu. 

«Die Union und ihre Mitglieder 
setzen hohe Standards für Neumit
glieder», sagte er. Zugleich beton
te er: «Die Kommission muss 
manchmal hart sein. Wir werden 
auf Lücken hinweisen müssen und 
und darauf bestehen müssen, dass 
sie vor dem Beitritt geschlossen 
werden.» (sda/dpa/afp) 
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Gegen Korruption 
Putin kritisiert Unfähigkeit 

ist die Entwicklung Russlands als 
demokratischer Staat», sagte er. 

Die Bürgerrechte seien für die 
Gesellschaft und die Entwicklung 
der Wirtschaft entscheidend. Für 
Lehrer, Ärzte und Soldaten kündig
te Putin Gehaltserhöhungen an. Der 
Priisident äusserte in der Rede kei
ne' Selbstkritik, ging aber auf von 
ihm eingeleitete Fehlentwicklun
gen bei der übermässigen Kontrolle 
von Stallt und Gesellschaft ein. 

«Wir haben die grossen Medien 
von der Zensur der Oligaichen be
freit, aber wir haben sie nicht vor 
ungesundem Drang einiger rang
hoher Amtsträger geschützt», sagte 
Putin. Im Parlament müssten der 
Opposition mehr Rechte gewährt 
werden. (sda/dpa) 

Immer noch führten sich russische 
Beamte «als geschlossene Kaste 
auf, die ihren Staatsdienst als Ein
nahmequelle betrachteten», sagte 
Putin am Montag in Moskau vor 
den Mitgliedern von Regierung 
und Parlament. Putin, der erstmals 
seit seinem Amtsantritt im Jahr 
2000 mit schwindender Zustim
mung kämpfen muss, widmete den 
Bericht zur Lage der Nation vor al
lem der Innenpolitik. «Die wichtigs
te politisch-ideologische Aufgabe 


